
(4) Für Jugendliche findet die Aufenthaltsbeschränkung keine An­
wendung.

§ 56

(1) Durch die Aufenthaltsbeschränkung wird dem Verurteilten auf die 
Dauer von zwei bis fünf Jahren der Aufenthalt in bestimmten Orten oder 
Gebieten der Deutschen Demokratischen Republik untersagt. In Aus­
nahmefällen kann das Gericht die Aufenthaltsbeschränkung ohne eine 
Begrenzung ihrer Dauer aussprechen, wenn dies im Interesse der Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in bestimmten 
Orten oder Gebieten erforderlich ist. Neben der Verurteilung auf Be­
währung darf die Dauer der Aufenthaltsbeschränkung die Bewährungs­
zeit nicht überschreiten.

(2) Die Dauer der Aufenthaltsbeschränkung kann durch Beschluß des 
Gerichts nach Ablauf von mindestens einem Jahr verkürzt werden, wenn 
der Verurteilte sich während dieser Zeit verantwortungsbewußt verhalten 
und durch besondere Leistungen bewährt hat. Die örtlichen Organe der 
Staatsmacht, die gesellschaftlichen Organisationen und unter ihrer Mit­
wirkung die Kollektive der Werktätigen können entsprechende Anträge 
stellen.

(3) Entzieht sich ein zu Freiheitsstrafe Verurteilter der Aufenthalts­
beschränkung, wird er nach § 224 bestraft. Wurde zusätzlich zu einer Ver­
urteilung auf Bewährung die Aufenthaltsbeschränkung ausgesprochen und 
entzieht sich der Verurteilte dieser hartnäckig, kann die im Urteil ange­
drohte Freiheitsstrafe vollstreckt werden.

§ 57
Verbot bestimmter Tätigkeiten

(1) Das Tätigkeitsverbot kann zusätzlich zu einer Freiheitsstrafe oder 
Verurteilung auf Bewährung ausgesprochen werden, wenn der Täter die 
Straftat unter Ausnutzung oder im Zusammenhang mit einer Berufs- oder 
anderen Erwerbstätigkeit begangen hat und es im Interesse der Gesell­
schaft notwendig ist, ihm die Ausübung seiner Tätigkeit zeitweilig oder 
für dauernd zu untersagen.

(2) Das Tätigkeitsverbot soll den Verurteilten an der Begehung wei­
terer Straftaten im Zusammenhang mit seiner Berufs- oder Erwerbstätig- 
heit hindern und ihm bewußt machen, daß man diese Tätigkeit nicht zur 
Begehung von Straftaten mißbrauchen darf.

(3) Das Tätigkeitsverbot bewirkt, daß der Verurteilte die im Urteil be- 
zeichnete Berufs- oder andere Erwerbstätigkeit für die festgesetzte Dauer 
nicht ausüben darf. Er darf sie auch nicht für einen anderen ausüben 
oder durch einen anderen für sich ausüben lassen.

(4) Bei schwerwiegenden Verstößen gegen das Tätigkeitsverbot erfolgt 
eine Bestrafung nach'§ 224. Wurde das Tätigkeitsverbot zusätzlich zu 
einer Verurteilung auf Bewährung ausgesprochen und handelt der 
Verurteilte diesem hartnäckig zuwider, kann die im Urteil angedrohte 
Freiheitsstrafe vollstreckt werden.

(5) Die Dauer des Tätigkeitsverbotes beträgt mindestens ein Jahr und 
höchstens fünf Jahre und ist nach vollen Jahren zu bemessen. Bei Verur­
teilung auf Bewährung darf sie die Dauer der Bewährungszeit nicht über­
steigen. Wird eine Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren ausgespro­
chen, kann Tätigkeitsverbot bis zu zehn Jahren und im Falle einer be­
sonders schweren verbrecherischen Verletzung von Berufspflichten 
dauerndes Tätigkeitsverbot ausgesprochen werden.

(6) Die Dauer des Tätigkeitsverbotes kann durch Beschluß des Gerichts 
verkürzt werden, wenn sein Zweck erreicht ist und der Verurteilte er­
hebliche Fortschritte in seiner Entwicklung gemacht hat.

§ 58
Entzug der Fahrerlaubnis

(1) Der Entzug der Fahrerlaubnis kann durch das Gericht zusätzlich zu 
einer Freiheitsstrafe oder Verurteilung auf Bewährung ausgesprochen 
werden, wenn der Täter als Führer eines Kraftfahrzeuges eine Straftat 
gegen die Sicherheit des Straßenverkehrs begangen hat und es deshalb 
erforderlich ist, daß er zeitweilig von der Führung von Kraftfahrzeugen 
ausgeschlossen wird.
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